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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Im Rahmen der gemeinsamen Vorstösse der bürgerlichen Bundesratsparteien für eine
Deregulierung der Wirtschaft forderte eine Motion Frey (svp, ZH) vom Bundesrat eine
Lockerung der arbeitsmarktrechtlichen Bestimmungen. Insbesondere verlangte die
Motion ein verbessertes Aus- und Weiterbildungssystem, die Förderung der
interkantonalen Mobilität durch die gegenseitige Anerkennung von Diplomen, eine
weitgehende Aufhebung der Arbeitsschutzgesetzgebung im Bereich der
Mindestlohnvorschriften und des Kündigungsschutzes sowie eine Revision der
Ausländergesetzgebung mit dem Ziel einer vermehrten Rekrutierung qualifizierter
Arbeitnehmer. Der Bundesrat war nur bereit, die Forderung nach bedarfsgerechter
Aus- und Weiterbildung in der verbindlichen Form anzunehmen. Bei den in der Motion
erwähnten Mindestlohnvorschriften erinnerte er daran, dass das Bundesrecht keine
gesetzlich verankerten Mindestlöhne kennt, die Regierung der Einführung kantonaler
Vereinbarungen jedoch positiv gegenüber steht. Bei der Ausländerpolitik war er der
Ansicht, die Motion renne offene Türen ein, da die Praxis des Bundesrates seit einigen
Jahren bereits in diese Richtung gehe. Die grosse Kammer folgte den Anträgen des
Bundesrates und überwies lediglich den ersten Punkt der Motion in der bindenden
Form die restlichen Anträge nur als Postulat. 1

MOTION
DATUM: 14.12.1992
MARIANNE BENTELI

Löhne

Lors de la session d’automne, le Conseil national a accepté une motion Barthassat (pdc,
GE) chargeant le Conseil fédéral de préparer un plan coordonné de lutte contre la
sous-enchère salariale. 2

MOTION
DATUM: 27.09.2012
LAURENT BERNHARD

Im Dezember 2019 reichte Greta Gysin (gp, TI) eine Motion ein, mit der sie den
Bundesrat beauftragen wollte, das geltende Recht so zu ändern, dass die kantonalen
Behörden Mindestlöhne höher als die bedarfsdeckenden Sozialleistungen festlegen
können. Seit dem Bundesgerichtsentscheid vom April 2010 seien die Kantone in der
Höhe der Mindestlöhne entsprechend eingeschränkt. Damit könne aber der Druck auf
die Löhne und der vermehrte Einsatz von Grenzgängerinnen und Grenzgängern, die für
tiefere Löhne arbeiten, nicht bekämpft werden. Um diesem Lohndruck
entgegenzuwirken, seien höhere Mindestlöhne notwendig. In seiner Stellungnahme vom
Februar 2020 beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion. Wie schon bei der
Motion van Singer (gp, VD; Mo. 13.3614) und beim Postulat Quadri (lega, TI; Po. 15.3909)
war der Bundesrat der Meinung, dass vom Staat festgelegte Mindestlöhne «einen
bedeutsamen Eingriff in [die] Vertragsfreiheit und in die Wirtschaftsfreiheit»
darstellten. Das Instrument der flankierenden Massnahmen sei zudem angemessen, um
das Problem des Lohndumpings zu bekämpfen. Diese sähen auch die Möglichkeit vor,
Normalarbeitsverträge mit zwingenden Mindestlöhnen für Branchen ohne
Gesamtarbeitsverträge und wiederholten missbräuchlichen Unterbietungen der orts-,
berufs- oder branchenüblichen Löhne zu erlassen. Im Dezember 2021 wurde die Motion
abgeschrieben, da sie nicht innerhalb der zweijährigen Frist behandelt worden war. 3

MOTION
DATUM: 17.12.2021
GIADA GIANOLA
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Arbeitnehmerschutz

Le conseiller aux Etats Fabio Abate (plr, TI) demande la modification de l'art. 2 de la loi
sur les travailleurs détachés (LDét), afin que les employeurs étrangers détachant leurs
travailleurs en Suisse respectent les conditions salariales minimales prescrites par la loi
cantonale. Suite à l'acceptation de l'initiative populaire cantonale «Salviamo il lavoro in
Ticino», le Tessin révise sa loi sur le salaire minimal. Le parlementaire redoute que les
employeurs étrangers n'aient pas l'obligation de verser un salaire minimal à leurs
travailleurs détachés temporairement, si la portée de l'art. 2 de la LDét n'est pas
étendue. 
Le Conseil fédéral propose de rejeter la motion. Comme la nouvelle loi tessinoise
n'inclut pas les travailleurs détachés, il ne peut pas étendre le champ d'application de
la loi cantonale sur le salaire minimal dans une loi fédérale. 
Lors du passage au Conseil des Etats, la motion est acceptée par 33 voix contre 9 et 1
abstention. La CER-CN, par 13 voix contre 10 et 1 abstention, partage l'avis du Conseil
fédéral. Une minorité estime que les salaires minimaux cantonaux, comme mesures
efficaces contre le dumping salarial, doivent être étendus aux travailleurs détachés. Le
Conseil national suit l'avis de l'autre chambre par 97 voix contre 87 et 2 abstentions. La
demande a été soutenue par les groupes UDC, vert'libéral, radical-libéral et PBD. 4

MOTION
DATUM: 21.03.2019
DIANE PORCELLANA

Im Juli 2021 gab die WAK-SR in einer Medienmitteilung bekannt, nicht auf das
Bundesratsgeschäft zum Entsendegesetz eintreten zu wollen. Dieses hatte der
Bundesrat zur Umsetzung der 2019 von Fabio Abate (fdp, TI) eingereichten und von
beiden Räten angenommenen Motion zur Optimierung der flankierenden Massnahmen
vorgesehen. Der Ständerat wird sich in der Herbstsession 2021 mit dem Entsendegesetz
befassen und damit auch entscheiden, wie es mit der Umsetzung der Motion Abate
weitergeht. 5

MOTION
DATUM: 02.07.2021
GIADA GIANOLA

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Eine als Minderheitsantrag bei der Legislaturplanung eingereichte Motion Leutenegger
Oberholzer (sp, BL) verlangte eine Wirtschaftspolitik, die darauf abzielt, dass alle Frauen
und Männer in der Schweiz ihre Existenz durch Erwerbsarbeit sichern können.
Anvisiert wurde eine Vollbeschäftigung sowie Massnahmen auf der Lohnebene.
Bundesrat Couchepin erinnerte an die immer wieder geäusserte Auffassung des
Bundesrates, wonach Vollbeschäftigung Sache der Wirtschaft und nicht des Staates ist.
Seiner Meinung nach würden staatlich festgelegte Minimallöhne kontraproduktive
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt haben. Auf seinen Antrag wurde die Motion mit 95
zu 61 Stimmen abgelehnt. 6

MOTION
DATUM: 13.03.2002
MARIANNE BENTELI
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